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I.  Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1    Firma und Sitz   

 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 

SEVEN PRINCIPLES AG. 

 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Köln. 

 

§ 2    Gegenstand der Gesellschaft 

 

(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Beratung, Entwicklung, Realisierung 

und Vermarktung von Informationstechnologie und Durchführung 

begleitender Fortbildungsmaßnahmen. Daneben werden im Rahmen von 

Kundenaufträgen Hard- und Software vermarktet. 

 

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gesellschafts-

zweck unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann 

Zweigniederlassungen einrichten und sich an gleichartigen und ähnlichen 

Unternehmen beteiligen. Sie kann als herrschende und beherrschte 

Gesellschaft Unternehmensverträge abschließen. Zudem ist die 

Gesellschaft berechtigt, als Holdingsgesellschaft tätig zu werden. 

 

§ 3   Geschäftsjahr 

 

 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 4   Dauer 

 

 Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 
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§ 5   Bekanntmachungen 

 

 Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im 

Bundesanzeiger. 

 

 Informationen an Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft 

können auch mittels elektronischer Medien übermittelt werden. 

 

 

II.  Grundkapital, Aktien 

 

§ 6   Grundkapital 

 

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 3.770.662,00 (i.W.: Euro drei Millionen 

siebenhundertsiebzigtausendsechshundertzweiundsechzig). Es ist 

eingeteilt in 3.770.662 nennwertlose Stammaktien (Stückaktien) mit 

einem anteiligen Betrag am Grundkapital von je EUR 1,00. 

 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das 

Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 22. Juli 2025 einmalig 

oder mehrmals gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen um bis zu insge-

samt EUR 1.885.330,00 durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital 

von EUR 1,00 je Aktie zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Der 

Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

jeweils über den Ausschluss der gesetzlichen Bezugsrechte der Aktionäre 

zu entscheiden. Ein Bezugsrechtsausschluss ist jedoch nur zulässig 

 

 - zum Ausgleich von Spitzenbeträgen, 

 

 - wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf 

die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 

insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des 

im Zeitpunkt der Beschlussfassung dieser Hauptversammlung über 

die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechtes und im 
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Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung (maßgeblich ist die 

jeweils kleinere der beiden Grundkapitalziffern) vorhandenen 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 

Aktien den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 

Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht um mehr als 5 % 

unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenpreis im Sinne der 

vorstehenden Regelung gilt der durchschnittliche Schlusskurs der 

Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an die 

Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main 

während der jeweils vorangegangenen zehn Börsenhandelstage vor 

dem Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags 

durch den Vorstand. 

 

§ 7  Aktien 

 

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(2) Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und 

Erneuerungsscheine bestimmt der Vorstand im Einvernehmen mit dem 

Aufsichtsrat. Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden 

zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen (Global-

aktien, Globalurkunden). Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung 

ihrer Anteile sowie etwaiger Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine ist 

ausgeschlossen. 

 

(3) Bei der Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnverteilung im Hinblick 

auf die jungen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 geregelt werden. 
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III.   Der Vorstand 

 

§ 8  Zusammensetzung, Beschlüsse und Geschäftsordnung 

 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einem oder mehreren 

Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder des Vorstands wird durch den 

Aufsichtsrat festgelegt. 

 

(2) Der Aufsichtsrat soll ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des 

Vorstands und einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands 

ernennen. Es können stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt 

werden, die in einer bei der Bestellung festgelegten Reihenfolge an die 

Stelle vorzeitig ausscheidender Vorstandsmitglieder treten. 

 

(3) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder des Vorstands 

gefasst, soweit das Gesetz nicht zwingend Einstimmigkeit vorschreibt. 

Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, 

wenn der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern besteht. Beschlüsse 

können auch telefonisch, im Umlaufverfahren schriftlich, per Telefax 

oder mit Hilfe anderer moderner Kommunikationsmittel (z.B. Email) 

gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht. 

 

(4) Der Vorstand legt mit Zustimmung des Aufsichtsrates die Verantwor-

tungsbereiche der Vorstandsmitglieder fest (Geschäftsverteilungsplan). 

Darüber hinaus erlässt der Aufsichtsrat für den Vorstand eine Geschäfts-

ordnung in der unter anderem Geschäfte festgelegt werden, zu deren 

Vornahme der Vorstand die Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf. 

 

(5) Mit den Mitgliedern des Vorstands sind schriftliche Dienstverträge 

abzuschließen. Der Aufsichtsrat kann den Abschluss, die Änderung und 

die Kündigung der Dienstverträge einem Aufsichtsratsausschuss 

übertragen. 
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§ 9   Geschäftsführung und Vertretung 

 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben die Geschäfte der Gesellschaft nach 

Maßgabe der Gesetze, der Satzung, der Geschäftsordnung für den 

Vorstand und des Geschäftsverteilungsplans zu führen. 

 

(2) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 

Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist 

nur ein Vorstandsmitglied vorhanden, so vertritt dieses die Gesellschaft 

alleine.  

 

(3) Der Aufsichtsrat kann allen oder einzelnen Vorstandsmitgliedern 

Einzelvertretungsbefugnis erteilen und/oder alle oder einzelne 

Vorstandsmitglieder von dem Verbot der Mehrfachvertretung  

(§ 181 Alt. 2 BGB) befreien. 

 

(4) Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von 

Geschäften, insbesondere solche, die die Vermögens-, Finanz- oder 

Ertragslage der Gesellschaft oder Risikoexposition der Gesellschaft 

grundlegend verändern und die Gründung, Auflösung, Erwerb oder 

Veräußerung von Unternehmensbeteiligung ab einer vom Aufsichtsrat in 

der Geschäftsordnung festzulegenden Grenze, seiner Zustimmung 

bedürfen. Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zustimmung zu einem 

bestimmten Kreis von Geschäften allgemein oder für den Fall, dass 

einzelne Geschäfte bestimmten Bedingungen genügen, im Voraus 

erteilen. 

 

 

IV.  Der Aufsichtsrat 

 

§ 10  Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei und höchstens sechs 

Mitgliedern. Dem Aufsichtsrat sollen nicht mehr als zwei ehemalige 

Mitglieder des Vorstands angehören. 
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(2) Die Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt durch die Haupt-

versammlung für einen Zeitraum bis zur Beendigung der Hauptversamm-

lung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn 

der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 

beginnt, nicht mitgerechnet wird. Die Hauptversammlung kann bei der 

Wahl sowohl für einzelne Aufsichtsratsmitglieder als auch für den 

Gesamtaufsichtsrat eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

 

(3) Es können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei der Wahl 

festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Auf-

sichtsratsmitglieder treten. Es kann auch bestimmt werden, dass ein 

bestimmtes Ersatzmitglied nur ein oder mehrere bestimmte vorzeitig 

ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder ersetzen soll. Das Amt des 

Ersatzmitglieds erlischt mit Beendigung der nächsten Hauptversamm-

lung, in der ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätestens 

jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsrats-

mitglieds. 

 

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats und die Ersatzmitglieder können ihr 

Amt durch eine an den Vorsitzenden oder an den Vorstand zu richtende 

schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 

niederlegen. Eine Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon 

unberührt. 

 

(5) Das Höchstalter für Aufsichtsratsmitglieder beträgt in der Regel 

75 Jahre. Die Hauptversammlung kann einzelne oder mehrere 

Aufsichtsratsmitglieder wählen, die das Höchstalter während der 

Amtszeit überschreiten werden oder bei der Wahl bereits überschritten 

haben, wobei die Bestellung durch die Hauptversammlung maximal für 

einen Zeitraum bis zur Beendigung der Hauptversammlung erfolgen 

darf, die über die Entlastung für das zweite Geschäftsjahr nach Beginn 

der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 

beginnt, nicht mitgerechnet wird. 
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§ 11  Vorsitzender 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der 

die Aufsichtsratsmitglieder gewählt worden sind, in einer ohne 

besondere Einhaltung stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte einen 

Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Amtszeit des Vorsitzenden 

und des Stellvertreters entspricht, soweit bei der Wahl nicht eine kürzere 

Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrats. 

 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit 

aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die rest-

liche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 

(3) Willenserklärungen des Aufsichtsrates und etwaiger Ausschüsse werden 

namens des Aufsichtsrates durch seinen Vorsitzenden, im 

Verhinderungsfall durch dessen Stellvertreter abgegeben. Nur der Auf-

sichtsratsvorsitzende und im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter 

ist ermächtigt, an den Aufsichtsrat gerichtete Willenserklärungen 

entgegen zunehmen. 

 

§ 12  Innere Ordnung des Aufsichtsrats, Sitzungen, Beschlussfassung 

 

(1) Der Aufsichtsrat muss mindestens einmal im Kalendervierteljahr 

zusammentreten. Der Aufsichtsrat ist ferner zu einer Sitzung 

einzuberufen, wenn eine geschäftliche Veranlassung dazu vorliegt. 

 

(2) Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der zwingenden gesetzlichen 

Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung eine 

Geschäftsordnung. 

 

(3) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter 

Angabe des Ortes und der Zeit der Sitzung, der Gegenstände der Tages-

ordnung und der Beschlussvorschläge mit einer Frist von 14 Tagen 

schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der 
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Absendung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden 

Fällen kann der Vorsitzende die Frist angemessen abkürzen und 

mündlich, fernmündlich, per Telefax oder durch andere moderne 

Kommunikationsmittel (z.B. per E-Mail) einberufen. 

 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. 

Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der 

nicht mit der Einberufung mitgeteilt wurde, ist nur zulässig, wenn kein 

anwesendes Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. Abwesenden 

Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben 

der Beschlussfassung innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmen-

den angemessenen Frist nachträglich zu widersprechen oder ihre Stimme 

schriftlich abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein 

abwesendes Mitglied innerhalb der Frist widersprochen hat. Sitzungen 

des Aufsichtsrates können auch in Form einer Videokonferenz 

abgehalten werden oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder können im 

Wege der Videoübertragung zugeschaltet werden mit der Maßgabe, dass 

in diesen Fällen auch die Beschlussfassung im Wege der Videokonferenz 

bzw. Videoübertragung erfolgt. 

 

(5) Auf Anordnung des Aufsichtsratsvorsitzenden können Beschlüsse auch 

ohne Einberufung oder Abhaltung einer Aufsichtsratssitzung schriftlich, 

per Telefax, telefonisch oder mit Hilfe anderer moderner Kommunika-

tionsmittel (z.B. per E-mail) gefasst werden, wenn kein Mitglied diesem 

Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen 

Frist widerspricht. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden festge-

stellt und allen Mitgliedern des Aufsichtsrats schriftlich zugeleitet. 

 

(6) Die Mitglieder des Vorstands sollen an den Sitzungen des Aufsichtsrats 

mit beratender Stimme teilnehmen. Der Aufsichtsratsvorsitzende oder 

der Aufsichtsrat kann bei Bedarf die Teilnahme ausschließen. Über die 

Teilnahme anderer Personen entscheidet der Vorsitzende des Aufsichts-

rats im Rahmen von § 109 AktG. 
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(7) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn an der Beschlussfassung 

mindestens die Hälfte der Mitglieder teilnehmen. Ein Mitglied nimmt 

auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung 

der Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an der 

Beschlussfassung teilnehmen, indem sie durch anwesende Aufsichtsrats-

mitglieder schriftliche (§ 126 BGB) Stimmabgaben überreichen lassen. 

 

(8) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. 

Bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses werden Stimment-

haltungen nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 

Vorsitzenden der Sitzung den Ausschlag. Dies gilt auch bei Wahlen. 

 

(9) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Nieder-

schriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei 

Abstimmung außerhalb von Sitzungen dem Leiter der Abstimmung zu 

unterzeichnen und allen Mitgliedern zuzuleiten sind. 

 

(10) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Berichte und 

vertrauliche Beratungen sowie Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen, die ihnen durch ihre Tätigkeit im 

Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren und 

zwar auch über die Beendigung des Amtes als Aufsichtsratsmitglied 

hinaus. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegen-

heit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen 

verpflichtet. Bei Ablauf des Mandats sind alle vertraulichen Unterlagen 

an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats zurückzugeben. Beabsichtigt ein 

Aufsichtsratsmitglied an Dritte Angaben insbesondere über Inhalt und 

Verlauf von Aufsichtsratssitzungen sowie vom Inhalt von Aufsichtsrats-

vorlagen und -beschlüssen weiterzugeben, hat es vorher die Zustimmung 

des Vorsitzenden des Aufsichtsrats einzuholen. Die Mitglieder des Auf-

sichtsrats stellen sicher, dass die von ihnen eingeschalteten Mitarbeiter 

die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten. 
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§ 13  Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Vergütung in Höhe 

von EUR 25.000 für jedes volle Jahr ihrer Mitgliedschaft im 

Aufsichtsrat. Der Vorsitzende erhält das Doppelte, der stellvertretende 

Vorsitzende das Anderthalbfache. Aufsichtsratsmitglieder, die einem 

Ausschuss des Aufsichtsrats angehören, erhalten zusätzlich ein Viertel 

der festen Vergütung nach Satz 1. Aufsichtsratsmitglieder, die in einem 

Ausschuss des Aufsichtsrats den Vorsitz innehaben, erhalten zusätzlich 

ein weiteres Viertel der festen Vergütung nach Satz 1. Ein Mitglied des 

Aufsichtsrats erhält jedoch insgesamt höchstens das 2,5-fache der 

jeweiligen festen Vergütung nach Satz 1. 

 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten des Weiteren für jedes volle 

Jahr ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsrat eine erfolgsorientierte 

Vergütung in Höhe von 0,2 Prozent des Gewinns vor Steuern nach 

Aufsichtsratsvergütung (EBT = Ergebnis nach Steuern gemäß § 275 

Abs. 2 Nr. 15 HGB zzgl. der Steuern vom Einkommen und Ertrag gemäß 

§ 275 Abs. 2 Nr. 14 HGB), wie er sich aus dem Konzernabschluss der 

Gesellschaft für das betreffende Jahr ergibt. Der Vorsitzende erhält das 

Doppelte, der stellvertretende Vorsitzende das Anderthalbfache. Diese 

erfolgsorientierte Vergütung beträgt maximal EUR 20.000 für ein 

Aufsichtsratsmitglied, EUR 40.000 für den Aufsichtsratsvorsitzenden 

und EUR 30.000 für den stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden. 

Ausschussvergütungen werden nicht mit einer erfolgsorientierten 

Vergütung beaufschlagt. Die variable Vergütung wird mit dem Beschluss 

des Aufsichtsrats über die Billigung des Konzernabschlusses für das 

betreffende Geschäftsjahr zur Zahlung fällig. 

 

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten gegen Nachweis alle 

angemessenen Auslagen ersetzt. Die Mitglieder des Aufsichtsrates 

erhalten ferner die auf ihrer Vergütung und den Ersatz von Auslagen 

entfallende Umsatzsteuer erstattet. 
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(4) Die Gesellschaft kann im eigenen Interesse eine angemessene 

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für ihre Organe und 

Leitungsverantwortlichen unterhalten, soweit dies zu wirtschaftlich 

vertretbaren Konditionen möglich ist, in die auch die Aufsichtsrats-

mitglieder einbezogen und auf Kosten der Gesellschaft mitversichert 

werden können. 

 

(5) Die Vergütung ist anteilig zahlbar nach Ablauf des jeweiligen 

Geschäftsvierteljahres. 

 

(6) Einem während eines Geschäftsjahres ausscheidenden Aufsichtsrats-

mitglied wird die jährliche Vergütung zeitanteilig gewährt. 

 

 

V. Hauptversammlung und Gesellschafterbeschlüsse 

 

§ 14  Ort, Einberufung und Teilnahme 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer 

deutschen Großstadt mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. Die 

Übertragung von Ton und Bild der Hauptversammlungen der Gesell-

schaft in modernen Kommunikationsmedien (z.B. Internet) ist zulässig. 

Die Form der Übertragung ist in der Einladung bekannt zu machen. 

 

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich 

vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. Die Einbe-

rufung erfolgt durch Bekanntmachung im elektronischen Bundes-

anzeiger. Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag, 

bis zu dessen Ablauf die Anmeldung der Aktionäre nach § 14 Absatz (3) 

der Satzung zugegangen sein muss, einzuberufen. Der Tag der Einberu-

fung ist nicht mitzurechnen. Im Übrigen gilt § 121 Absatz 7 AktG. 

 

(3) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder das 

Stimmrecht ausüben wollen, müssen sich vor der Hauptversammlung 

anmelden. Die Anmeldung bedarf der Textform (§ 126b BGB). Sie muss 
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in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. Die Anmeldung muss 

mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der 

Tag des Zugangs und der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen 

sind. Im Übrigen gilt § 121 Absatz 7 AktG. 

 

(4) Die Aktionäre müssen außerdem die Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechtes nachweisen. 

Dazu bedarf es eines in Textform (§ 126b BGB) erstellten Nachweises 

des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut. Der Nachweis muss 

sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung 

beziehen und der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung 

zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Versammlung 

nicht mitzurechnen sind. Im Übrigen gilt § 121 Absatz (7) AktG. 

 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Haupt-

versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 

Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte 

ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben 

können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestim-

mungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und Rechts-

ausübung nach Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 

(6) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen 

auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege 

elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der 

Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. 

Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 

gemacht. 

 

(7) Die Aktionäre können sich in der Hauptversammlung und bei der 

Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten vertreten 

lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform 
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(§ 126b BGB). In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine 

Erleichterung für die Formwahrung bestimmt werden. § 135 AktG bleibt 

unberührt. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann 

die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

 

§ 15  Stimmrecht 

 

 Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das 

Stimmrecht kann auch durch einen Bevollmächtigten des Aktionärs 

ausgeübt werden. Für die Bevollmächtigung ist eine schriftliche 

Vollmacht erforderlich und genügend; § 14 Abs. 5 bleibt hiervon 

unberührt. 

 

§ 16  Vorsitz in der Hauptversammlung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats oder ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes 

Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre. Übernimmt kein Aufsichtsrats-

mitglied den Vorsitz, so eröffnet der Vorsitzende des Vorstands die 

Hauptversammlung und lässt den Versammlungsleiter durch diese 

wählen. 

 

(2) Der Vorsitzende leitet die Hauptversammlung. Er bestimmt die Reihen-

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden 

sowie die Art, Form und die Reihenfolge der Abstimmungen. 

 

(3) Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere ermächtigt, zu 

Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen 

zeitlich angemessenen Rahmen für den gesamten Versammlungsverlauf, 

die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten und/oder für 

den einzelnen Rede- oder Fragebeitrag festzusetzen. Dabei soll sich der 

Versammlungsleiter davon leiten lassen, dass die Hauptversammlung in 

angemessener und zumutbarer Zeit abgewickelt wird. 
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§ 17  Beschlussfassung 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen gefasst, wenn nicht das Gesetz oder diese 

Satzung zwingend eine größere Stimmenmehrheit vorschreibt. Soweit 

das Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei 

der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, 

soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen 

Grundkapitals. 

 

(3) Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit 

nicht erreicht, findet eine Wahl unter den Personen statt, denen die 

beiden höchsten Stimmenzahlen zugefallen sind. 

 

(4) Bei der engeren Wahl entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei 

Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden der Hauptversammlung 

zu ziehende Los. 

 

§ 18  Ordentliche Hauptversammlung 

 

 Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht 

Monate eines jeden Geschäftsjahres statt. Sie beschließt insbesondere 

über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Entlastung der 

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, über die Wahl des 

Abschlussprüfers, über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und, in 

den gesetzlich vorgesehenen Fällen, über die Feststellung des Jahres-

abschlusses. 
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VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

 

§ 19  Jahresabschluss 

 

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Fristen den 

Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und 

den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen. 

Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht und den 

Konzernabschluss und den Konzernlagebericht für das vergangene 

Geschäftsjahr unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat und 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Auf-

sichtsrat den Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinnes vor-

zulegen, den er der Hauptversammlung machen will. 

 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Lagebericht für das 

vergangene Geschäftsjahr sowie den Vorschlag für die Verwendung des 

Bilanzgewinnes und den Konzernabschluss sowie den Konzernlage-

bericht innerhalb eines Monats nach deren Vorlage zu prüfen und über 

das Ergebnis einer Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu 

berichten. Der Aufsichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, 

nachdem ihm die gemäß Abs. 1 vorzulegenden Unterlagen zugegangen 

sind, dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss seines Berichts hat der Auf-

sichtsrat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-

schluss und Konzernabschluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach 

Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser festgestellt. 

 

(3) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner 

Prüfung hat der Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversamm-

lung einzuberufen. 
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§ 20  Gewinnverwendung 

 

(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus 

dem festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann 

weitere Beträge in Gewinnrücklagen einstellen oder als Gewinn 

vortragen oder eine andere Verwendung beschließen. 

 

(2) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können 

sie Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinn-

rücklagen einstellen. Sie sind ferner ermächtigt, weitere Beträge bis zur 

Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, 

solange die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht 

übersteigen oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte des Grund-

kapitals nicht übersteigen würden. 

 

(3) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so ist ein Viertel 

des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen. 

 

(4) Bei der Berechnung des gemäß Absatz (2) oder (3) in andere Gewinn-

rücklagen einzustellenden Teils des Jahresüberschusses sind vorweg 

Zuweisungen zur gesetzlichen Rücklage und Verlustvorträge abzuziehen. 

 

 

VII. Sonstige Bestimmungen 

 

§ 21  Satzungsanpassung 

 

 Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die 

nur deren Fassung betreffen. Dies gilt auch für die Anpassung der 

Satzung infolge einer Veränderung des Grundkapitals. 
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§ 22  Sacheinlagen bei Umwandlung und Umwandlungsaufwand 

 

(1) Die Gesellschaft ist durch formwechselnde Umwandlung der TECON 

Technology & Consulting GmbH in eine Aktiengesellschaft entstanden, 

wodurch das Grundkapital der Gesellschaft erbracht wird. 

 

(2) Die mit der Gründung der in eine Aktiengesellschaft umgewandelten 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung verbundenen Kosten (Kosten der 

Gründungsberatung), der Beurkundung sowie der Registereintragung) 

trägt die Gesellschaft bis zu einer Höhe von DM 5.000,00. Die mit der 

Gründung der Aktiengesellschaft verbundenen Kosten (Notar- und 

Gerichtskosten einschließlich Veröffentlichungskosten, Kosten der 

rechtlichen und steuerrechtlichen Beratung sowie die Kosten der 

Gründungsprüfung trägt die Gesellschaft bis zu einem Gesamtbetrag von 

EUR 16.800,-. 



24M0804 Satzung 2024 

Die vorstehende Satzung ist der vollständige Wortlaut der Satzung der 

SEVEN PRINCIPLES AG mit Sitz in Köln. 

 

Die geänderten Bestimmungen der Satzung stimmen mit dem Beschluss der 

Hauptversammlung über die Änderung der Satzung vom 27. Juni 2024 und die 

unveränderten Bestimmungen stimmen mit dem zuletzt zum Handelsregister 

eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung überein. 

 

Köln, den 27. Juni 2024   

 

    (L.S.)       gez. Buschbaum   

 

(Dr. Markus Buschbaum) 

Notar 

 

 

 

 

 

 

 


